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GENERALSEKRETäR RUPRECHT POLENZ: 

Wir haben ein Konzept zur 
Reform der Bundeswehr 

Über die Köpfe der Solda- 
ten hinweg sparen, kürzen, 
deichen: Im Konzept der 
Bundesregierung heißt das 
"Ausplanung". 

Generalsekretär Ruprecht 
P°lenz fragt in der Bundes- 
tagsdebatte am 12. Oktober 
Rudolf Scharping: „Ist das Ih- 
re Zukunftsvostellung  von 

der Bundeswehr, Herr Mini- 
ster? Unsere ist es jedenfalls 
nicht." CDU und CSU haben 
mit den betroffenen Soldaten 
und Zivilbeschäftigten vor- 
herdiskutiertunderstdannihr 
Reformkonzept für die Bun- 
deswehr vorgelegt. Schwer- 
punkt: wirksame Sicherheits- 
vorsorge. (Seite 6) 

ANGELA  MERKEL: 

Wir brauchen das 
belebende Element 
Wettbewerb auch in 
Wissenschaft und 

Forschung. „Gipfel" im 
Konrad-Adenauer-Haus 

SEITE 3 

GESUNDHEITSREFORM 

Ulf Fink und 
Wolfgang Zöller: 

Politik der Schröder- 
Regierung geht zu 

Lasten der Patienten. 
Ernüchtende Bilanz nach 

zwei Jahren Rot-Grün 
SEITE 8 
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THEMEN   DER   WOCHE 

GENERALSEKRETäR 

RUPRECHT POLENZ: 

ROT + ROT = NORMAL? 

Seite 4 

Noch vor einem Jahr hat Franz Müntefering scharf abge- 
grenzt: „Die PDS ist gnadenlos opportunistisch." Man 
braucht in dem Zusammenhang noch nicht einmal daran zu 
erinnern, dass  Scharping als  SPD-Vorsitzender Harald 
Ringsdorf sogar mit dem Parteiausschluss gedroht hatte, als 
er mit der PDS in Mecklenburg-Vorpommern gemeinsame 
Sache machen wollte. Auf einmal ist das alles nicht mehr 
wahr, und Gerhard Schröder trifft sich mit PDS-Chef Bisky 
zum Essen. Was ist inzwischen passiert? Generalsekretär Ru- 
precht Polenz: „Der Kanzler fürchtet, dass es 2002 für Rot 
plus Grün nicht mehr reicht. Deshalb sein Fahrplan: der PDS 
im Osten flächendeckend zur Macht verhelfen und über Bran- 
denburg und Berlin zurück ins Kabinett." 

ULF FINK UND 

WOLFGANG ZöLLER: 

POLITIK DER SCHRöDER- 

REGIERUNG GEHT zu 

LASTEN DER PATIENTEN 

Seite 8 

Immer häufiger kriegen Patienten in den Arztpraxen zu hören: 
„... kann ich Ihnen nicht verschreiben. Mein Budget ist leider 
aufgebraucht." Ergebnis von zwei Jahren rot-grüner Gesund- 
heitspolitik. Alarmierende Unterversorgung geht auch aus ei- 
ner Studie des Verbands Forschender Arzneimittelhersteller 
hervor. CDU und CSU wollen eine Gesundheitsreform, die 
hier Abhilfe schafft: den Bürgern nicht weiter weiß machen, 
dass alles, ohne nur einen Pfennig mehr zu bezahlen, möglich 
ist, und gleichzeitig sicher stellen, dass notwendige Leistun- 
gen zu keiner Frage des Geldbeutels werden. 

FüR EINE BESSERE POLITIK: 

BILANZ DER CDU/CSU- 

BUNDESTAGSFRAKTION NACH 

ZWEI JAHREN ROT-GRüN 

Dokumentation 

• Steuerreform: verfehlt • Rentenpolitik: erst auf massive 
Einwirkung seitens der Opposition hin erste Schritte • Ge- 
sundheitsreform:  Unionspläne glatt abgelehnt. Friedrich 
Merz und Michael Glos sind sich einig: Diese Regierung kann 
die vor uns liegenden Zukunftsaufgaben nicht bewältigen. 
Selbst wo sich neue Chancen bieten - für Wachstum und Be- 
schäftigung - nutzt sie diese nicht. 
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Wl SS EN SC HAFT    UND    FORSCHUNG1 

ANGELA   MERKEL: 

Wir brauchen das belebende 
Element Wettbewerb 

Wissenschaft und For- 
schung fit für das 21. Jahr- 
hundert machen - darüber 
diskutierten am 16. Okto- 
ber im Konrad-Adenauer- 
Haus die Parteivorsitzende 
Angela Merkel und ihre 
Stellvertreterin Annette 
Schavan mit Vertretern 
von Wissenschaftsorgani- 
sationen, Universitäten, 
Fachhochschulen und Be- 
rgakademien. 

„Ich freue mich, dass eine 
Volkspartei wie die CDU die 
öffentliche Debatte über Bil- 
dung und Forschung anregt." 
So das Fazit des Präsidenten 
der Deutschen Forschungs- 
gemeinschaft, Ernst-Ludwig 
Winnacker,auf einer gemein- 
samen Pressekonferenz nach 
dem „Wissenschaftsgipfel". 

Grundlage der Diskussion 
war das Thesenpapier „Leit- 
bild Wissenschaft 2010" mit 
den Schwerpunkten • Glo- 
balisierung und Wettbewerb 
* Wissenschaft und Wirt- 
schaft • Forschung und Ent- 
wicklung • Nachwuchsför- 
derung • Lehre,Studium und 
Weiterbildung • Berufsbe- 
fahigung • Wissenschafts- 
^anagement • Internationa- 
'•sierung • Finanzierung. 
"Der    Wissenschaftsbetrieb 

wird sich künftig noch stärker 
als bisher dem internationa- 
len Wettbewerb stellen müs- 
sen - wie überhaupt der Wett- 
bewerb als belebendes Ele- 
ment in die Wissenschafts- 
und Forschungslandschaft 
Einzug halten wird." Angela 
Merkel erwartet tief eingrei- 
fende Veränderungen in 
Struktur und Finanzierung 
der Universitäten sowie eine 
stärkere Öffnung hin zur 
Wirtschaft. 

Auf Zustimmung traf ihr 
Eintreten für ein „breit ange- 
legtes Stipendien- und Darle- 
hensystem", für einen „ver- 
besserten Familienlastenaus- 
gleich" und gegen die „iso- 
lierte Diskussion um das Ver- 
bot von Studiengebühren". 

Änderungen in der Bil- 
dungslandschaft sagte auch 
Annette Schavan voraus. 
„Dazu müssen wir Politiker 
die Weichen richtig stellen." 
Zwei Ziele hebt sie besonders 
hervor: Abitur nach zwölf 
Jahren und die Abschaffung 
derZVS. 

HJLW/J 
Wortlaut des Thesenpapiers: 
www.cdu.de/projekt 21/bil- 
dung/leitbild-wissenschaft- 

2010-inh.htm 

TEILNEHMER: 

• Prof. Dr. Manfred Er- 
hardt, Generalsekretär des 
Stifterverbandes für die 
Deutsche Wissenschaft • 
Prof. Dr. Dr. h.c. Peter 
Frankenberg, Rektor der 
Universität Mannheim • 
Prof. Dr. med. Detlev 
Ganten, Vorsitzender der 
Hermann von Helmholtz- 
Gemeinschaft • Prof. Dr. 
h.c. Dipl.-Ing. Dietmar 
von Hoyningen-Huene, 
Rektor der Fachhoch- 
schule Mannheim, • Prof. 
Dr. phil. Klaus Landfried, 
Präsident der Hochschul- 
rektorenkonferenz • Prof. 
Dr. rer. nat. habil. Achim 
Mehlhorn, Rektor der 
Technischen Universität 
Dresden • Prof. Dr. h.c. 
Ronald Mönch, Rektor der 
Fachhochschule   Bremen 
• Prof. Dr. Heribert Offer- 
manns, Bundesfachaus- 
schuss Forschung und In- 
novation • Prof. Dr. Hart- 
mut Schiedermair, Präsi- 
dent des Deutschen Hoch- 
schulverbandes • Prof. 
Dr. Dagmar Schipanski, 
Ministerin für Wissen- 
schaft, Forschung und 
Kunst • Prof. Dr. Erich 
Thies, Generalsekretär der 
Kultusministerkonferenz 
• Prof. Dr. Ernst-Ludwig 
Winnacker, Präsident der 
Deutschen Forschungsge- 
meinschaft • Prof. Dr. 
Winter, Vorsitzender der 
Landesrektorenkonferenz 
der Berufsakademien 
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1 SPD-PDS 

GENERALSEKRETäR   RUPRECHT  POLENZ: 

Rot + Rot = Normal? 
„Alles ganz normal" heißt 
die neue Sprachregelung 
der Sozialdemokraten, 
wenn es um die Nachfolger 
der SED geht. Ganz „nor- 
mal" ist es für Generalse- 
kretär Müntefering, wenn 
Gerhard Schröder sich mit 
PDS-Chef Bisky zum Essen 
trifft, um Pläne für neue 
Koalitionen zu schmieden. 

Genauso „normal" soll 
die offizielle und heimliche 
Regierungsbeteiligung der 
PDS in Mecklenburg-Vor- 
pommern und Sachsen-An- 
halt sein - in Bundesländern, 
die durch rot-rote Politik 
wirtschaftlich weit abge- 
schlagen sind. Man mag sich 
eben. 

Schröder wird erklären 
müssen 

Schröder, der in Wahl- 
kampfzeiten die PDS noch 
gerne in die Schmuddelecke 
stellte, betätigt sich als Rei- 
nigungskraft der verstaub- 
ten und um das politische 
Überleben kämpfenden 
Postkommunisten. Aber er 
wird der 1998 von ihm um- 
worbenen „Neuen Mitte" 
schon erklären müssen, 
warum er, zehn Jahre nach 
der Wiedervereinigung, ge- 

meinsame Sache mit der 
Partei der Spaltung macht: 
mit einer Partei, die „neue 
Gegenmächte institutionali- 
sieren", Banken öffentlich- 
rechtlich kontrollieren, den 
Drogengebrauch „entkrimi- 
nalisieren", Geheimdienste 
abschaffen, den Bundes- 
grenzschutz abbauen und 
die NATO auflösen will 
(Bundestagswahlprogramm 
1998). Privateigentum, Me- 
dien, Forschung, Rechts- 
staat sind weitere Themen, 
bei denen die PDS deutlich 
macht, dass sie noch immer 
die DDR im Blute hat. Es ist 
klarerkennbar,dassdie PDS 
eine andere Gesellschaft, 
eine sozialistische Gesell- 
schaft errichten will. Lippen- 
bekenntnisse einiger PDS- 
Größen zur freiheitlich- 
demokratischen Grund- 
ordnung können darüber 
nicht hinwegtäuschen. 

Müntefering hat 1999 ge- 
sagt: „Die PDS ist gnadenlos 
opportunistisch" - ein Satz, 
wie er über die SPD von 
heute nicht besser formuliert 
werden könnte. So gab Mün- 
tefering in dieser Woche 
ohne den Anflug von Scha- 
mesröte zu, die Annäherung 
an die PDS sei „eine Frage 
von ganz nüchternem politi- 
schen Kalkül". 

Denn Schröder befürch- 
tet zu Recht ,dass es 2002 für 
Rot-Grün nicht mehr rei- 
chen wird, und dass - Möl- 
lemann hin oder her - die 
Liberalen seine Politik 
niemals mittragen würden. 
Er will der PDS im Osten 
Deutschlands flächen- 
deckend zur Macht verhel- 
fen. Über Brandenburg und 
Berlin ins Kabinett - das ist 
sein Fahrplan für die PDS. 

Halbherzige Dementis 

Ein SPD-PDS-Koaliti- 
onsvertrag im Jahr 2002, 15 
Jahre nach dem Grundsatzpa- 
pier über die Zusammenar- 
beit von SPD und SED, wäre 
wahrscheinlich auch ganz 
„normal". Niemand glaubt 
mehr an Münteferings ge- 
betsmühlenartige und halb- 
herzige Dementis zu einer 
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SPD-FINANZEN' 

ANDREAS   SCHMIDT 

Leichen im SPD-Keller? 
Der Obmann der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion 
im 1. Untersuchungsaus- 
schuss, Andreas Schmidt 
hat Fragen zu den SPD- 
Finanzen: 

DieSPDtutsich-freund- 
lich ausgedrückt - schwer 
mit dem Transparenzgebot 
des Grundgesetzes. Der 
wahre Wert des SPD-Unter- 
nehmensimperiums, beste- 
hend aus Unternehmen, Be- 
teiligungen und Unterbetei- 
ligungen ist aus dem SPD- 
Rechenschaftsbericht nicht 
ersichtl ich. Auch die Beteili- 
gungen an der „Vierten Ge- 
walt", nämlich an einer Viel- 
zahl von Tageszeitungen 
und Rundfunkanstalten wird 
nicht aufgedeckt. Nach ei- 
nem Bericht des „Spiegel" 
soll der SPD-Hausjurist Hel- 
mut Neumann den aktuellen 
Wert des SPD-Vermögens 

auf annähernd lMrd. DM 
schätzen. Dies sind mehrere 
100 Mio. DM mehr, als aus 
dem Rechenschaftsbericht 
ersichtlich: eine finanz- 
starke Basis für teure Wahl- 
kämpfe! 

Geheimnisvolle Grund- 
lage dieses Imperiums sollen 
12 Meter archivierte Akten 
sein. Die Berichte häufen 
sich, dass die SPD-Schatz- 
meisterin Wettig-Daniel- 
meier jeden Einblick in diese 
Akten verhindert. Der Ver- 
fasser der Heine-Biogra- 
phie, Stefan Appelius, be- 
richtet in seinem Buch dazu: 

In einem Brief an Alt- 
Bundeskanzler Helmut 
Schmidt gab die damalige 
SPD-Schatzmeisterin eine 
Erklärung für ihr Verhalten. 
Die fraglichen Akten ent- 
hielten Informationen, die 
der SPD 'schweren Schaden' 

zufügen würden. Außerdem 
könne durch eine Auswer- 
tung der Akten das Ansehen 
'verstorbener und noch le- 
bender Genossen' Schaden 
nehmen, glaubt man in der 
SPD-Führung. Wissen- 
schaftler, die sich mit der 
Nachkriegsgeschichte der 
SPD auseinandersetzen wol- 
len, stehen vor einem Di- 
lemma, denn der Zugang zu 
wichtigen Quellen ist ihnen 
verstellt: Die SPD-Führung 
will offenbar verschleiern, 
dass der Umgang mit ihren 
Eigenbetrieben 'nicht unbe- 
dingt ein Ruhmesblatt in der 
Chronik dieser Partei' dar- 
stellt. 

Ich fordere den Bundes- 
tagspräsidenten auf, durch 
unabhängige Wirtschafts- 
prüfer Defizite in den SPD- 
Rechenschaftsberichten 
schonungslos aufzuklären. 

bundespolitischen Koopera- 
üon. Selbst die eigenen Leute 
n'cht. Ostdeutsche SPD-Mit- 
8'ieder sind entsetzt über den 
Kurs der Parteiführung und 
warnen eindringlich vor 
schweren Schäden für die 
SPD durch die Aufwertung 
der PDS. Ihre Stimmen ver- 
ölen ungehört. „In Deutsch- 
land wird es keinen Kanzler 

geben, der von der PDS ab- 
hängig ist," erklärte Schröder 
im Mai 1998 - eine Lüge. 
Denn ohne die PDS hätte er 
schon die Eicheischen Steu- 
erpläne im Bundesrat niemals 
durchsetzen können. Jetzt 
kauft er die PDS ein, um sich 
2002 an der Macht zu halten. 
Das zeigt: In Schröders Poli- 
tik hat immer mehr seinen 

Preis,aber immer weniger hat 
Wert und Würde. Aber auch 
das ist wahrscheinlich ganz 
„normal". 

Die Erklärung des 
Generalsekretärs ist 

auch als Gast-Kolumne im 

„Offenburger Tageblatt" 
erschienen. 
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IM   BUNDESTAG 

STRUKTURREFORM    DER    BUNDESWEHR 

Sinkender Verteidigungshaushalt 
gefährdet Sicherheitsvorsorge 

Aus der Rede von General- 
sekretär Ruprecht Polenz 
am 12. Oktober im Deut- 
schen Bundestag: 

Der Verteidigungsaus- 
schuss hat 7 Stunden getagt. 
Herr Minister, Sie haben es 
nicht für nötig gehalten, den 
Kolleginnen und Kollegen in 
dieser Sitzung Ihr Papier vor- 
zustellen. Erst spät abends 
ging Ihr dickes Papier dann 
über die Postverteilstelle an 
die Abgeordneten. Sie wuss- 
ten ganz genau, dass viele un- 
serer Kollegen das Papier 
nicht rechtzeitig zur heutigen 
Debatte erhalten würden. 
Herr Minister, das ist eine 
Missachtung des Parlaments, 
eine Missachtung der Abge- 
ordneten. 

Unsere Vorstellung 
von der Bundeswehr 

ist das nicht 

Ihre Broschüre heißt im 
Untertitel „Grobausplanung. 
Ergebnisse und Entscheidun- 
gen". Im militärischen 
Sprachgebrauch bedeutet 
„Ausplanung": Verlust des 
Dienstpostens, Streichung 
aus der Liste der Mobil- 
machungsbeorderten,     Ab- 

gabe des Seesackes und Ent- 
gegennahme der gelochten 
Kampfstiefel, der Socken und 
der Unterwäsche. Ist das Ihre 
Zukunftsvorstellung von der 
Bundeswehr, Herr Minister? 
Unsere ist es jedenfalls nicht. 

Sie lassen wichtige 
Fragen weiter offen 

Auch wir sind für eine 
Strukturreform der Bundes- 
wehr. Aber wir nennen dafür 
klare Bedingungen: Sie las- 

FAKTEN   UND 
ARGUMENTE 

sen wichtige Fragen weiter 
offen. Sie schweigen sich 
über die Standortfragen aus. 
Sie machen keine genauen 
Angaben über Streichung 
oder Verschiebung von Be- 
schaffungsmaßnahmen. Und 
vor allem: Wo sind Angaben 
zu Ihrer Haushaltsplanung? 
Ihre Neuausrichtung ist ein 
gutgemeintes Konstrukt,eine 
Wunschliste ohne jeden fi- 
nanziellen Bezug zur Rea- 
lität. Mit verantwortungsvol- 
ler Verteidigungspolitik hat 
dies nichts zu tun. 

Gewaltige Lücke 

Es ist ausgeschlossen, 
dass die Bundeswehr den 
wachsenden verteidigungs- 
politischen Aufgaben bei ei- 
nem ständig weiter sinkenden 
Verteidigungsetat gerecht 
werden kann. Es gibt eine ge- 
waltige Lücke zwischen den 
Bedrohungsszenarien, die 
auch Sie anerkennen, und den 
Mitteln, die die Regierung für 
die Bundeswehr bereitstellt. 

Unterfinanzierung 
gefährdet Bündnis- und 

Europafähigkeit 

Auf dem internationalen 
Parkett geben Sie Verspre- 
chungen ab. Wenn es aber 
darum geht, diese Verspre- 
chungen auch tatsächlich ein- 
zulösen, können Sie sich im 
Kabinett nicht durchsetzen. 
Sie erzählen gerne, Herr Mi- 
nister, dass Ihre Pläne, inter- 
national gelobt würden. Da 
muss ich bei der letzten Wehr- 
kundetagung in München auf 
einer anderen Veranstaltung 
gewesen sein als Sie. Dort 
wurde der Verteidigungsbei- 
trag Deutschlands von allen 
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I M    B U N D ESTA G ' 

Bündnispartnern als zu ge- 
ring eingeschätzt. NATO- 
Generalsekretär Robertson 
und US-Verteidigungsmini- 
ster Cohen haben den sinken- 
den Verteidigungsetat 
Deutschlands mit deutlichen 
Worten kritisiert. Um es kurz 
zu sagen: Durch die Unterfi- 
nanzierung gefährden Sie die 
Bündnis- und Europafähig- 
keit der Bundeswehr. 

Deutschland jetzt schon 
ein Unsicherheitsfaktor 

Unsere Partner fragen 
sich, ob Deutschland zu sei- 
nen Zusagen steht oder nicht. 
Deutschland wird schon jetzt 
zu einem Unsicherheitsfaktor 
für seine Partner. Wie Sie Ihre 
'nternational gemachten Ver- 
sprechungen einhalten wol- 
'en, bleibt Ihr Geheimnis. 

ben - und trotzdem sinkt die- 
ser Etat von 46,7 Mrd. DM im 
Jahr 1998 auf 45,7 Mrd. DM 
im Jahr 2003. Folge: Ange- 
sichts steigender Personalko- 
sten ein dramatisches Absin- 
ken des Verteidigungsetats. 

Dank an Stoltenberg 
und Rühe 

Die Bundeswehr ist die 
Armee der Einheit. Das ist 
auch eine große Leistung von 
Gerhard Stoltenberg und 
Volker Rühe, denen ich an 
dieserStelle für ihre Arbeitais 
Verteidigungsminister aus- 
drücklich danken möchte. Es 
ist nicht damit getan, die 
großen Leistungen der Bun- 
deswehr vor der historischen 
Kulisse Sanssoucis zu würdi- 
gen. Den Worten und Bildern 
müssen Taten folgen. 

kommen, dass vollkommen 
willkürlich über ihren Kopf 
hinweg entschieden wird. 

Geschlossenes Reform- 
konzept der CDU/CSU 

Auch die CDU/CSU- 
Fraktion tritt für die Flexibili- 
sierung der Wehrpflicht ein. 
Wir sind uns im Grundsatz ei- 
nig, dass wir an der Wehr- 
pflicht festhalten. Die CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion hat 
unter der Federführung von 
Paul Breuer ein geschlosse- 
nes Reformkonzept für die 
Bundeswehr vorgelegt, nach- 
dem wir intensiv mit den be- 
troffenen Soldaten und Zivil- 
beschäftigten der Bundes- 
wehr diskutiert hatten. 

Unsere Forderungen 

Der Verteidigungsetats 
sinkt dramatisch 

Der von Ihnen, Herr Mini- 
ster, geplante Umbau der 
Bundeswehr ist unterfinan- 
2'ert und der Verteidigungs- 
haushalt sinkt bis Jahre 2003 
Leiter, trotz Ihrer Buchungs- 
tricks. Sie haben ja schon 2 
^rd. Mark für die Auslands- 
einsätze in Bosnien-Herzego- 
^'na und im Kosovo aus dem 
allgemeinen Haushalt in den 
verteidigungsetat    verscho- 

Nicht über den Kopf 
der Soldaten hinweg 

Wir bieten Ihnen den Dia- 
log über die Zukunft der Bun- 
deswehr an. Dafür muss 
Schluss sein mit der Geheim- 
niskrämerei. Lassen Sie uns 
die Debatte da führen, wo sie 
hingehört, nämlich im Parla- 
ment, statt die Verantwortung 
an Kommissionen abzuschie- 
ben. Und lassen Sie uns dabei 
die Soldaten einbeziehen, die 
mehrund mehr das Gefühl be- 

Der Verteidigungshaus- 
halt darf nicht weiter absin- 
ken; mittelfristig sollte er auf 
50 Mrd. Mark steigen, damit 
wir die notwendigen Investi- 
tionen in neues Gerät leisten 
können. Schon im Jahre 2001 
brauchen wir zusätzlich 2,2 
Mrd.Mark als Anschubfi- 
nanzierung für Modernisie- 
rungsmaßnahmen. 

OiilB/J 
Wortlaut der Rede: www. 
cdu.de/ueber-uns/buvo/ 
gs/rede_rp_121000.htm 
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GESUNDHEITSREFORM 

ULF   FINK   UND   WOLFGANG   ZöLLER: 

Politik der Schröder-Regierung 
geht zu Lasten der Patienten 

Nach einer gemeinsamen 
Sitzung der CDU-Kommis- 
sion „Humane Dienste - 
Gesundheit, Pflege und 
Rehabilitation" und der 
CSU-Kommission „Für 
eine sozial gerechte Ge- 
sundheitsreform" erklär- 
ten die Vorsitzenden Ulf 
Fink und Wolfgang Zöller: 

Nach rund zwei Jahren 
Schröder-Regierung ist die 
Bilanz in derGesundheitspo- 
litik ernüchternd. Die Bei- 
tragssatzstabilität dergesetz- 
lichen Krankenversicherung 
und die Leistungsfähigkeit 
unseres Gesundheitswesens 
sind massiv gefährdet. 

Die Bundesregierung hat 
seit Beginn ihrer Regie- 
rungszeit die Krankenkassen 
mit neuen Leistungen bela- 
stet und gleichzeitig Einnah- 
men reduziert. Um dies zu 
kompensieren, wurden Ärzte 
und andere Leistungserbrin- 
ger dazu verpflichtet, medi- 
zinische Leistungen nur noch 
in einem bestimmten Um- 
fang (Budget) zu erbringen. 
Leistungskürzungen, Warte- 
listen und eine schlechtere 
medizinische Versorgung 
sind die Folge. Die Rationie- 
rung von medizinischen Lei- 
stungen ist an der Tagesord- 

nung. Dies führt zu einer 
Zwei-Klassen-Medizin. Be- 
reits Ende 1999 mussten die 
Patienten dies schmerzlich 
erfahren, als die Budgets für 
Arzneimittel ausgeschöpft 
waren. Auch in diesen Tagen 
hören die Patienten wieder 
von ihrem Arzt, dass leider 
das Budget für dieses Jahr 
aufgebraucht ist. 

Flächendeckend 
unterversorgt 

Die Anhörung des Ge- 
sundheitsausschusses des 
Deutschen Bundestages hat 
verdeutlicht, dass die Politik 
der Schröder-Regierung zu 
Lasten der Patienten geht. 
Deren Vertreterhaben auf die 
Folgen für Schwerstkranke 
und chronisch Kranke hinge- 
wiesen. Es wurde deutlich, 
dass nicht nur in Einzelfällen, 
sondern flächendeckend auf- 
grund der Budgets eine Un- 
terversorgung der Patienten 
mit Medikamenten, Kran- 
kengymnastik, Ergotherapie 
und Logopädie festzustellen 
ist. Zuckerkranke beklagen, 
dass ihnen die zur Blut- 
zuckerkontrolle notwendi- 
gen     Blutzuckerteststreifen 

U.Fink W. Zöller 

vorenthalten werden. Krebs- 
kranke weisen darauf hin, 
dass in der Heilmittelversor- 
gung dringend notwendige 
Therapien wie Lymph- 
drainage oder Krankengym- 
nastik nicht mehr verordnet 
werden. Patienten, die aus 
Krankenhäusern entlassen 
werden und der ambulanten 
Nachbehandlung bedürfen, 
wird unter Hinweis auf 
Regressandrohung und Bud- 
get das Medikament verwei- 
gert, auf das sie eingestellt 
sind. 

Den Patienten werden 
aus Kostengründen zuneh- 
mend auch moderne Arznei- 
mittel vorenthalten. Bei vie- 
len Krankheiten gibt es nach 
einer Studie des Verbandes 
Forschender Arzneimittel- 
herstellereine alarmierende 
Unterversorgung. Der Stu- 
die nach werden Kassen- 
patienten bei 13 untersuch- 
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ten Indikationsgebieten nicht 
nach modernen Standards 
behandelt. Dazu gehören 
Alzheimer, Herz-Kreislauf- 
Leiden, Schizophrenie, De- 
pressionen, Schmerz, Osteo- 
Porose, Diabetes, Hepatitis 
C, Allergien/Asthma, Onko- 
logie, chronische Bronchitis, 
Epilepsie sowie Gastritis und 
Ulcus. 

Die rot-grüne Politik der 
Reglementierung und Bud- 
getierung ist rückwärts ge- 
wandt. Wer den Menschen 
weiß machen will, alles und 
mehr sei möglich,ohne auch 
nur einen Pfennig mehr 
dafür zu bezahlen, der 
täuscht sie und belastet 
künftige Generationen. Wir 
Sollen eine Reform, die 
nachhaltige Lösungen für 
die Herausforderungen der 
Zukunft verspricht. 

Medizinische 
Leistungen dürfen 

licht zu einer Frage des 
Geldbeutels werden 

Eine Reform muss die 
Förderung des medizini- 
schen Fortschritts und die 
teilhabe aller an diesem 
""ortschritt gewährleisten, 
^'e Inanspruchnahme me- 
dizinisch notwendiger Lei- 
tungen darf keine Frage des 
Geldbeutels sein. Dabei gel- 
ten für uns folgende 
Grundsätze: 

• der medizinische Fort- 
schritt muss für die gesamte 
Bevölkerung zugänglich 
bleiben, 
• der soziale Ausgleich 
zwischen jungen und alten, 
gesunden und kranken Men- 
schen, Beziehern höherer 
und niedriger Einkommen 
sowie zwischen Alleinste- 
henden und Familien soll 
aufrecht erhalten werden, 
• Gesundheitspolitik muss 
die Wachstumsdynamik des 
Gesundheitssektors unter- 
stützen. Da die Branche 
wächst, können Hunderttau- 
sende neue Jobs geschaffen 
werden, 
• die Beibehaltung eines 
pluralistischen Gesund- 
heitswesen, 
• soviel Freiheit wie mög- 
lich für Patienten und Lei- 
stungsanbieter. 

Auf dieser Grundlage hat 
die CDU mit Kapitel IV „Fai- 
rness im Gesundheitswesen" 
des Diskussionspapiers der 
Kommission Sozialstaat 21, 
hat die CSU mit dem Dis- 
kussionspapier „Füreine so- 
zial gerechte Gesundheits- 
reform" umfassende Refor- 
mansätze unterbreitet,die in 
den wesentlichen Fragen 
deckungsgleich sind. 

Den Wortlaut des CDU- 
Diskussionspapiers finden 
Sie als Dokumentation in 

UiD 21/2000 

MARIA   EICHHORN: 

Bahn muss mehr für 
Familien, Senioren 
und Behinderte tun 

Zu einem Gespräch der 
Arbeitsgruppe Familie,Se- 
nioren , Frauen und Jugend 
der CDU/CSU mit Vertre- 
tern der Bahn AG erklärte 
die Vorsitzende: 

• Schlechte Bedingun- 
gen für kleine Kinder • Der 
Weg zum Zug ist sehr oft 
nicht barrierefrei. • Pro- 
bleme mit Umsteigezeiten, 
Pünktlichkeit, Anschlusssi- 
cherheit, Verständlichkeit 
der Durchsagen und Infor- 
mationsservice • Der 
Gepäckservice ist zu lang- 
sam und zu teuer, selbststän- 
diges Reisen mit Gepäck für 
Senioren, Behinderte und 
Familien oft nicht möglich. 

Vier Kritikpunkte, die die 
Vertreter der Bahn AG über- 
wiegend teilen und bei denen 
sie für Abhilfe sorgen wol- 
len. Mit Blick auf die Sicher- 
heit in den Zügen wurde zu- 
gesichert, dass die Anzahl 
der Zugbegleiter nicht ver- 
ringert werden soll. 

Die Abgeordneten beton- 
ten abschließend die Bedeu- 
tung des weitverzweigten 
Streckennetzes und sprachen 
sich für den Erhalt der 
Strecken aus, die eine regio- 
nale Anbindung der Bewoh- 
ner kleinerer Städte und Ge- 
meinden sicherstellen.    UD 
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Heuchelei 
• Die SPD zieht die Not- 
bremse im Untersuchungs- 
ausschuss: Die für den S.No- 
vember beantragte An- 
hörung der SPD-Bundes- 
schatzmeisterin Wettig-Da- 
nielmeier und des SPD-Fi- 
nanzberaters Feldmann 
wurde unter Missachtung der 
Geschäftsordnung des Bun- 
destages abgelehnt. Wettig- 
Danielmeier soll am Ende 
des Vernehmungstags 30. 
November befragt werden, 
die Befragung Feldmanns ist 
noch nicht terminiert. And- 
reas Schmidt, Obmann der 
CDU/CSU im UA: „Die Be- 
hauptung der SPD, sie ver- 
berge nichts, ist reine Heu- 
chelei." 

Leistungsfeindlich 
• „Leistung ist Rot-Grün 
immer noch suspekt." So 
kommentiert der sportpol iti- 
sche Sprecher CDU/CSU, 
Klaus Riegert,die Sportför- 
derungspolitik der Bundes- 
regierung. Bei einer 
Schrumpfung des Gesamt- 
haushaltes um 0,02 Prozent 
soll die Förderung des Spit- 
zensportes um 14 Prozent, 
sollen die Zuwendungen für 
Investitionen im Leistungs- 
sport sogar um 41,2 Prozent 
gekürzt werden. Riegert for- 
dert: „Haushaltskonsolidie- 
rung ja, aber bitte im Rah- 
men des Gesamtkonzeptes 
von 0,02 Prozent." 

Besorgniserregend 
• Ein britisches Ehepaar 
will laut Presseberichten ge- 
richtlich die Geschlechts- 
wahl ihres zukünftigen Kin- 
des erzwingen. Eine künstli- 
che Befruchtung soll zur Ge- 
burt einer Tochter führen. 
Der CDU-Bundestagsabge- 
ordnete und stellvertretende 
Vorsitzende der Enquete- 
Kommission „Recht und 
Ethik der modernen Medi- 
zin", Hubert Hüppe, spricht 
sich angesichts dieser be- 
sorgniserregenden Ent- 
wicklung gegen Präimplan- 
tationsdiagnostik aus: „Es 
gibt kein Recht auf ein Desi- 
gnerkind. Nur ein Verbot 
von Präimplantationsdia- 
gnostik, aber nicht allein 
ärztliche Standesethik kann 
gezielte Selektion verhin- 
dern." 

Eine Nummer zu klein 
• Hinter den Erwartungen 
zurück bleibt das Investi- 
tionsprogramm der Bundes- 
regierung. Trotz Verwen- 
dung eines Teils der UMTS- 
Milliarden wird lediglich das 
Ist-Ergebnis des Jahres 1999 
von 56 Mrd. DM erreicht. An 
der Investitionsquote des 
Waigel-Haushalts von 1998 
fehlen satte 7 Mrd. DM. Der 
Bereich Forschung/Bildung 
erhält nur ein Drittel des An- 
gekündigten. Dietrich Aus- 
termann, haushaltspoliti- 
scher Sprecher der CDU/ 

CSU: „Das Zukunftsinvesti- 
tionsprogramm ist nicht 
falsch, aber eine Nummer zu 
klein." 

Unverantwortlich 
• Nicht nur der Bildung, 
auch dem Verkehr bringt die 
Verteilung der Zinserlöse 
aus der UMTS-Versteige- 
rung keine Vorteile. Nach- 
dem der Verkehrsminister 
schon beim Entwurf des 
Verkehrs- und Bauhaushal- 
tes massive Kürzungen hin- 
nehmen musste, erhält er 
jetzt statt erwarteter 4 Mrd. 
nur etwa 3 Mrd. DM. Bahn- 
chef Mehdorn hat sein Sa- 
nierungsprogramm für die 
Bahninfrastruktur gestoppt. 
Dirk Fischer, verkehrspoli- 
tischer Sprecher der 
CDU/CSU: „Das ist unver- 
antwortlich. Wir fordern zu- 
kunftsorientierte Verkehrs- 
infrastrukturinvestitionen." 

Besser fördern 
• Dringend erforderlich ist 
eine Verbesserung des Auf- 
stiegsfortbildungsförde- 
rungsgesetzes (AFBG), um 
einer Gleichwertigkeit von 
beruflicher und akademi- 
scher Bildung Rechnung zu 
tragen. Da ein von der Bun- 
desregierung angekündigter 
Entwurf nicht in Sicht ist,hat 
die Union einen eigenen 
Entwurf eingebracht. Ilse 
Aigner, Berichterstatterin 
für   berufliche   Weiterbil- 
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dung: „Wir stellen uns eine 
Erhöhung der Förder- 
beiträge beim Unterhalt vor, 
Steigerung der Zuschussan- 
teile und Erhöhung der För- 
derbeiträge für Teilnehmer 
mit Kindern. Nur so können 
wir den Unternehmernach- 
wuchs im Mittelstand besser 
fördern." 

Inakzeptabel 
• Politische Überzeugungs- 
arbeit nach Art eines Propa- 
gandasenderssoll künftig der 
deutsche Auslandsrundfunk 
leisten - so ein Positionspa- 
Pier des Beauftragten der 
Bundesregierung für Kultur 
und Medien. Bernd Neu- 
mann, Obmann für Kultur 
und Medien der CDU/CSU: 
»Ein derartiger Ei ngriff in die 
Rundfunkfreiheit ist völlig 
inakzeptabel." 

Verträge statt Regeln 
• Vertragsnaturschutz ist 
ein wichtiges Instrumentdes 
Naturschutzrechts. Vertrag- 
liche Vereinbarungen zwi- 
schen Verwaltungen und 
Grundeigentümern an Stelle 
gesetzlicher Regelungen 
kommen aber im Bundes- 
haushalt des Umweltmini- 
steriums bisher zu kurz. Pe- 
ter Paziorek, umweltpoliti- 
seher Sprecher der 
CDU/CSU,undCajusJulius 
Caesar, Berichterstatter für 
Naturschutz, plädieren für 
e'ne Stärkung des Vertrags- 

naturschutzes: „Etwa 6 Mil- 
lionen DM sollten ihm zu- 
fließen." 

Rock und Pop 

• Vom Außenseiter zum be- 
deutenden        Wirtschafts- 
zweig: Die Rock- und Pop- 
musik hat in Deutschland er- 
heblich an Bedeutung ge- 
wonnen. Auf Initiative der 
CDU/CSU beschäftigt sich 
der   Deutsche    Bundestag 
jetzt erstmals in einer Be- 
standsaufnahme mit dieser 
Musikrichtung. Das Haupt- 
augenmerk der CDU/CSU 
gilt der Frage, ob die Förder- 
und    Rahmenbedingungen 
der Rock- und Popmusik 
dem Gewicht dieses Kultur- 
bereiches Rechnung tragen. 
Steffen Kampeter, Obmann 
im Haushaltsausschuss, und 
Norbert Lammert, kulturpo- 
litischer    Sprecher:    „Wir 
wenden   uns   gegen  einen 
verengten Begriff der Kul- 
turförderung, wie  ihn  die 
Bundesregierung vertritt." 

Treibstoffkosten 
• Verständnis für den Pro- 
test vieler Bauern gegen die 
hohen Energiekosten in der 
Landwirtschaft hat Hein- 
rich-Wilhelm Ronsöhr, 
agrarpolitischer Sprecher 
der CDU/CSU: „Diesel er- 
höht sich von 0,21 DM je Li- 
ter auf 0,57 DM. Die Bun- 
desregierung betätigt sich 
als größter Preistreiber in 

KURZ   &    BÜNDIG ' 

der Landwirtschaft. Die 
Verteuerung muss zurück- 
genommen werden." 

Verheerend 
• Das Streckennetz verrot- 
tet, Stilllegungen gehören 
zum Programm, und auf 
dem Land wird das Angebot 
eingeschränkt: Ergebnis der 
rot-grünen Bahnpolitik. „Da- 
mit muss Schluss sein", for- 
dert der stellvertretende 
Vorsitzende der CDU/CSU, 
Klaus Lippold: „Die Bun- 
desregierung muss für mehr 
Wettbewerb auf der Schiene 
eintreten. Voraussetzung 
dafür ist die Trennung von 
Netz und Betrieb." 

Um ein Drittel gekürzt 
• Die Ungleichbehandlung 
der Umweltverbände durch 
die Bundesregierung prangert 
Peter Paziorek, umweltpoliti- 
scher Sprecher der CDU/ 
CSU, an. Nicht alle Umwelt- 
verbände profitieren im glei- 
chen Maße von der Mittelzu- 
weisung aus dem BMU-Haus- 
halt.Paziorek: „Der Bund Hei- 
mat und Umwelt ist bei der Er- 
höhung der Mittelzuweisung 
nicht nur unberücksichtigt ge- 
bl ieben. Seine Mittel sind auch 
noch um ein Drittel gekürzt 
worden." 

Kommunalfeindlich 
• Mit dem Ziel, die Finanz- 
kraft der Gemeinden zu 
stärken, ist die Bundesre-^. 
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HARTMUT   SCHAUERTE: 

Rot-Grün belastet den Arbeitsmarkt 
Zu den jüngsten Arbeits- 
marktzahlen erklärte der 
Vorsitzende der Mittel- 
stands- und Wirtschaftsver- 
einigung der CDU Nord- 
rhein-Westfalen, Hartmut 
Schauerte: 

Die Arbeitslosenquote lag 
im September in NRW bei 
9,5%, in Baden-Württem- 
berg und Bayern waren es 
„nur" 5,6% bzw. 5,5%. 
Während die Arbeitslosen- 
zahlen in Baden-Württem- 
berg um 14,4% im Vergleich 
zum Vorjahresmonat abnah- 

^- gierung angetreten. Genau 
das Gegenteil ist jetzt der 
Fall. Den Kommunen sol- 
len 18 Prozent der Steuer- 
mindereinnahmen aufge- 
bürdet werden, obwohl sie 
nur 12 Prozent Anteil an den 
Steuereinnahmen haben. 
Dazu Peter Götz, kommu- 
nalpolitischer Sprecher der 
CDU/CSU: „Wir Kommu- 
nalpolitiker müssen immer 
wieder Versuche abweh- 
ren, die kommunalen Haus- 
halte als Verschiebebahn- 
hof für Bundeslasten zu 
missbrauchen." 

Bischofswort 
• Auch nach dem Ende des 
Ost-West-Konfliktes     lei- 

men, sank dieser Be- 
stand an Rhein und 
Ruhr nur um 7,3% 
auf rund 743.600 ar- 
beitslose Menschen. 

Es war aber Mi- 
nisterpräsident Cle- 
ment, der wiederholt 
verkündete, dass er 
sich an der Sicherung 
und Schaffung von 
Arbeitsplätzen mes- 
sen lassen werde. Anspruch 
und Wirklichkeit klaffen wie- 
der einmal auseinander. Mit 
dieser     rot-grünen     Wirt- 

Arbeitslosenquoten im September 
2000 bezogen auf abhängige 

Erwerbspersonen) 

schaftspolitik wird Nordhein- 
Westfalen nie zur 1. Arbeits- 
marktadresse unter den Bun- 
desländern! 

sten die Kirchen einen ent- 
scheidenden Beitrag zur 
Lösung friedenspolitischer 
Herausforderungen. Klaus- 
Jürgen Hedrich, Berichter- 
statter für entwicklungspo- 
litische Zusammenarbeit, 
und Peter Weiß, entwick- 
lungspolitischer Sprecher 
der CDU/CSU, begrüßen 
daher ausdrücklich das 
neue Bischofswort „Ge- 
rechter Friede": „Die Lek- 
türe des Bischofswortes 
sollte die Bundesregierung 
veranlassen, dafür zu sor- 
gen, dass die EU-Kommis- 
sion wieder ein verläss- 
licher Partner von Nicht- 
regierungsorganisationen 
wird." 

Ausgrenzung 
• Die Schröder-Regierung 
koppelt Beamte zunehmend 
von den tarifvertraglichen Re- 
gelungen des öffentlichen 
Dienstes ab. Entgegen ihrem 
Versprechen will sie ihnen 
eine Null-Runde verordnen, 
während Arbeiter und Ange- 
stellte im öffentlichen Dienst 
mit einer Gehaltserhöhung 
von 2 Prozent rechnen können. 
Dazu Meinrad Belle, Bericht- 
erstatter Öffentlicher Dienst, 
und Erwin Marschewski, in- 
nenpolitischer Sprecher der 
CDU/CSU: „Wirwollen,dass 
die allgemeinrechtlichen und 
tarifvertraglichen Regelun- 
gen auch auf Bundesbeamte 
übertragen werden." UP 
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NORBERT  LAMMERT: 

Naumanns Vorlage sollte umgehend 
im Papierkorb verschwinden 

Aus Anlass des Interna- 
tionalen Symposiums über 
»Auslandsrundfunk im 
21. Jahrhundert" erklärte 
der kultur- und medienpo- 
litische Sprecher der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion: 

Das in der rot-grünen 
Koalitionsvereinbarung an- 
gekündigte Ziel der Verbes- 
serung der medialen Außen- 
darstellung Deutschlands ist 
nach Auffassung der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion be- 
reis zur Hälfte der Legislatur- 
Periode gescheitert. Außer 
massiven Haushaltskürzun- 
gen und forsch-falschen 
Sprüchen über Auslands- 
•"ündfunk ist Staatsminister 
Naumann auf einem seiner 
wichtigsten Aktionsfelder 
noch nichts eingefallen. Die 

Budgetkürzungen, die in ih- 
rer Dramatik weit über die 
Einsparungsziele von Bun- 
desfinanzminister Eichel hin- 
ausgingen, haben zur Strei- 
chung von 700 Stel len und zur 
Einstellung zahlreicher Pro- 
gramme geführt. Weniger 
statt mehr Auslandsrundfunk 
ist die Folge. 

Statt an einer Verbesse - 
rung der Außendarstellung 
Deutschlands zu arbeiten, 
nat die Behörde Naumann 

ein Papier zur Neugestaltung 
des deutschen Auslands- 
rundfunk vorgelegt, das die 
Deutsche Welle von einer öf- 
fentlich-rechtlichen Bundes- 
rundfunkanstalt in einen 
Staatsfunk verwandeln soll. 
Wer von Redakteuren politi- 
sche Überzeugungsarbeit 
verlangt und ihre Ausrich- 
tung an politischen Leitli- 
nien fordert, der will Missio- 
nare statt unabhängige Jour- 
nalisten. Es muss jedem zu 
denken geben, wenn der Bür- 
gerrechtler Konrad Weiss 
diese skandalöse Vorlage 
mit den Worten kommen- 
tiert: „Naumann verletzt das 
Grundgesetz, das die Frei- 
heit der Medien verbürgt und 
verstößt gegen das Gesetz 
über die Deutsche Welle", 
das eine inhaltliche Einfluss- 
nahme des Staates aus- 
schließt. „Mich (Konrad 
Weiss) erinnern die archai- 
schen Vorstellungen des 
Staatsministers, der sich gern 
liberal und weitläufig gibt, 
aufs fatalste an jene, die ich 
aus der DDR kenne. Dort 
wurde Kritik im Innern auch 
immer unter Hinweis auf die 
Außenwirkung unterdrückt." 

Die CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion fordert die Bun- 

desregierung auf, diese Vor- 
lage umgehend im Papier- 
korb verschwinden zu lassen. 
Es ist zu begrüßen, dass die 
Bundesländer bei ihren me- 
dienpolitischen Beratungen 
dieses Papier als nicht diskus- 
sionsfähig verworfen haben. 
Naumann muss die Verant- 
wortung für dieses Papier 
übernehmen und nicht die 
Schuld auf seine offenkundig 
überforderten Medienbeam- 
ten abschieben. 

Die CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion verlangt von der 
Bundesregierung in einer 
Kleinen Anfrage im Bundes- 
tag nun eine klare Antwort,ob 
das Deutsche-Welle-Gesetz 
in dieser Legislaturperiode 
novelliert und in der Finan- 
zierungsfrage verfassungs- 
konform gestaltet wird. 
Während Naumann im Deut- 
schen Bundestag erklärt hat, 
er denke nicht an eine Novel- 
lierung des Gesetzes, ist den 
Bundesländern gegenüber 
schriftlich festgehalten wor- 
den, das Gesetz solle noch in 
dieser Legislaturperiode no- 
velliert werden. Die Medien- 
politik des Staatsministers ist 
illiberal widersprüchlich und 
löst im Ausland ein verhee- 
rendes Echo aus. UlD 
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LANDWIRTSCHAFT 

REIMER   BöGE   UND   WILHELM   DIETZEL: 

Chancen nutzbar machen für 
Deutschlands Bauern 

Zur Vorlage von Positio- 
nen zur Struktur- und 
Steuerpolitik für die Land- 
wirtschaft erklärten der 
Vorsitzende des Bundes- 
fachausschusses Agrarpo- 
litik, Reimer Böge MdEP, 
und der Vorsitzende der 
Arbeitsgruppe „Wettbe- 
werbsfähige Landwirt- 
schaft" des Bundesfach- 
ausschusses, der hessische 
Staatsminister für Um- 
welt, Landwirtschaft und 
Forsten, Wilhelm Dietzel: 

Deutschland braucht eine 
Agrarpolitik, die die Bauern 
schnell und nachhaltig entla- 
stet. Die Folgen der Agenda 
20(X) treffen die Bauern der- 
zeit nicht in der vollen Härte. 
Die Weltmärkte entwickeln 
sich relativ günstig, der 
starke Dollar hilft im Export 
und macht unsere Bauern et- 
was unabhängiger von der 
Marktpolitik. 

Chancen nutzen 

Die CDU will, dass die 
Gunst der Stunde genutzt 
wird. Die Landwirtschaft 
braucht eine Politik, die es 
ihr ermöglicht, die sich bie- 
tenden Chancen zu nutzen. 

Die Bauern müssen jetzt die 
Möglichkeit bekommen, 
ihre Betriebe weiterzuent- 
wickeln, wettbewerbsfähi- 
ger und schlagkräftiger zu 
werden. 

Unsere Forderungen: 

• Runter mit den Steuern 
auch für die Landwirt- 
schaft! Die Landwirtschaft 
braucht eine schnelle Steuer- 
entlastung. Mit Vertröstun- 
gen auf das Jahr 2005 und spä- 
ter ist der deutschen Land- 
wirtschaft nicht geholfen. 
Nicht nur große Kapitalge- 
sellschaften stehen im inter- 
nationalen Wettbewerb, auch 
die deutschen Bauern müssen 
sich auf internationalen 
Märkten behaupten. Die deut- 
sche Landwirtschaft braucht 
einen Steuersatz von in der 
Spitze deutlich unter 40 %. 
• Freiraum für unterneh- 
merische Entscheidungen! 
Die deutschen Bauern müs- 
sen schnell und flexibel auf 
Marktentwicklungen reagie- 
ren können. Wir fordern mehr 
Unterstützung für die Land- 
wirtschaft bei der Betriebs- 
entwicklung. Das heißt: mehr 
Mittel für die Investitionsför- 

derung. Die Gemeinschafts- 
aufgabe „Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Kü- 
stenschutzes" sollte nicht 
Geld für alles und jedes zur 
Verfügung stellen, sondern in 
erster Linie für die landwirt- 
schaftliche Betriebs-ent- 
wicklung. Dabei gilt es, das 
Verfahren zu entbürokratisie- 
ren und die Freiheiten der Un- 
ternehmer zu vergrößern. Wir 
fordern die Einführung eines 
allgemeinen Agrarkredites. 
• Runter mit den Energie- 
kosten! Die Wettbewerbs- 
fähigkeit der Landwirtschaft 
stärken heißt, sie von Kosten 
zu entlasten. Rot-Grün for- 
dert von der Landwirtschaft, 
ihre Wettbewerbsfähigkeit zu 
verbessern, bürdet ihr aber 
ständig zusätzliche Kosten 
auf. Besonders gravierend 
sind die Kostensteigerungen 
im Energiebereich. Die Öko- 
steuer belastet die Landwirt- 
schaft überproportional. Der 
Agrardiesel ist eine Mogel- 
packung. Die effektive Steu- 
erbelastung des von der Land- 
wirtschaft eingesetzten Die- 
sels wird durch den gleichzei- 
tigen Abbau der Gasölbei- 
hilfe 36 Pfennig höher sein als 
1998. Wir fordern: Einsatz 
des Agrardiesels zu Bedin- 
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UMWELTPOLITIK' 

VOR DER KONFERENZ IN DEN HAAG 

Forderungen an eine wegweisende 
deutsche Klimaschutzpolitk 

Mit Blick auf die am 13714. 
November in Den Haag 
stattfindende 6. Vertrags- 
staatenkonferenz zum Kli- 
maschutz erklärten der 
Stellvertretende Vorsit- 
zende der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion, Klaus 
Lippold,der umweltpoliti- 
sche Sprecher der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion, 
Peter Paziorek, und der 
umweltpolitische Spre- 
cher der CSU-Landes- 
gruppe im Deutschen Bun- 
destag, Christan Ruck: 

Die Verpflichtung 
Deutschlands, die C02-Im- 
missionen bis 2005 um 25 
Prozent zu reduzieren, 
wurde unter der früheren 
Bundesregierung zu über 60 
Prozent realisiert. Seit Über- 

nahme der Regierung durch 
Rot-Grün herrscht Stagna- 
tion. Deutschland hat seine 
einstige Vorreiterrolle, dies 
haben die letzten Klima- 
schutzkonferenzen gezeigt, 
längst verloren. 

Erfolg durch 
Selbstverpflichtung 

der Wirtschaft 

Die Unionsfraktionen 
sind sich über den einzu- 
schlagenden Weg klar. Sie 
fordern umgehend: 

Ein umfassendes Ener- 
gieeinsparprogramm fürden 
Altbaubestand und eine 
klare Festlegung der Vorga- 
ben für den Neubaubereich. 
Hierzu ist die Energieein- 

spar-Verordnung sofort um- 
zusetzen. CDU/CSU hatten 
hier entscheidend vorgear- 
beitet. Zwingend notwen- 
dig: ein umfassendes, aus 
Bundesmitteln zu finanzie- 
rendes Anreizprogramm im 
Altbaubestand. 

Die von der Union ge- 
führte Bundesregierung hatte 
eine erfolgreiche Selbst- 
verpflichtung mit der deut- 
schen Wirtschaft abge- 
schlossen. 

Die rot-grüne Bundesre- 
gierung wird aufgefordert, 
sich unverzüglich um die 
Wiederholung unseres Er- 
folgs zu bemühen. Mit der 
Automobilindustrie insbe- 
sondere ist eine Fortführung 
der Selbstverpflichtung zu 
vereinbaren. 

gungen von Heizöl (12 Pfen- 
nig Steuerbelastung pro Li- 
ter) und Wegfall der Öko- 
steuer, damit die deutschen 
Landwirte bei Kraftstoff- 
steuer und Energiekosten mit 
den europäischen Berufskol- 
'egen gleichgestellt werden. 
• Abbau von Bürokratie! 
Deutschland hat insgesamt zu 
n°he bürokratische Hemm- 
nisse. Ein OECD-Vergleich 

legt die Schwachpunkte offen. 
Sie liegen vor allen Dingen im 
Bereich der Genehmigungen. 
Ebenso wie für die Gesamt- 
wirtschaft gilt dies insbeson- 
dere für die deutsche Land- 
wirtschaft. Wir müssen weg 
von dem Zustand, dass ein 
deutscher Bauernoch auf seine 
Genehmigung für den Stallbau 
wartet, während seine Berufs- 
kollegen in anderen EU-Staa- 

ten in ihren neuen Ställen be- 
reits Schweine mästen. 

Es geht jetzt um die Per- 
spektiven der Landwirtschaft 
und des ländlichen Raumes. 
Schnelle Entscheidungen in 
der Struktur- und Steuerpoli- 
tik sind dringenderforderlich, 
damit die Wettbewerbsfähig- 
keit für die deutsche Land- 
wirtschaft gesichert werden 
kann. UD 
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1 EU R OPA 

PETER   GöTZ 

Europa verändert Städte und Gemeinden 
Zur Großen Anfrage der 
CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion „Sicherung des 
Bestandes und Fortent- 
wicklung der kommuna- 
len Selbstverwaltung in 
Deutschland im Rahmen 
von Rechtsetzung der Eu- 
ropäischen Union" er- 
klärte der kommunalpoli- 
tische Sprecher der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion: 

Mit unserer Anfrage for- 
dern wir die rot-grüne Regie- 
rung zu einer deutlichen Po- 
sitionsbestimmung zu den 
Auswirkungen der Europa- 
politik auf die Zukunft der 
Städte, Gemeinden und 
Landkreise auf. 

Damit setzt die CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion 
ihre europafreundliche Poli- 
tik fort. Sie will,dass Europa 
enger zusammenwächst, und 
sie will eine Erweiterung. 

Wir brauchen die 
Zustimmung der Bürger 

Dafür brauchen wir auch 
in Zukunft die Zustimmung 
der Bürger. Europa wird nur 
ein Erfolgsprojekt bleiben, 
wenn grundlegende Struk- 
turen,die die nationale Iden- 
tität der Mitgliedsstaaten 
ausmachen, weiter national 

geregelt 
werden 
können 
oder 
wenn 
Ände- 
rungen 
mit Ver- 
ständnis 
und Zustimmung der Bürger 
kommen. 

Weit über die Hälfte der 
Brüsseler Entscheidungen 
betreffen die deutschen 
Städte, Gemeinden und 
Landkreise - oft ohne ge- 
naue Prüfung der Konse- 
quenzen auf der untersten 
politischen Ebene. 

Für Strom, Wasser, Gas, 
öffentlichen Nahverkehr, 
Umwelt- und Naturschutz, 
Sparkassen und viele andere 
Aufgaben der Städte, Ge- 
meinden und Kreise will 
Brüssel die Bedingungen 
diktieren. Die Folgen für die 
Qualität der Versorgung 
sind unklar. 

Das Gesicht der Stadt- 
und Gemeindeverwaltun- 
gen wird sich radikal verän- 
dern. Eine klare politische 
Zielrichtung hat die rot- 
grüne Regierung dafür nicht 
auf den Tisch gelegt. 

In Deutschland ist das 
Recht der Bürger auf Erledi- 
gung ihrer eigenen Angele- 

genheiten durch die kommu- 
nale Selbstverwaltung in Ar- 
tikel 28 des Grundgesetzes 
garantiert. In vielen Ländern 
der Europäischen Union gibt 
es andere Traditionen. Des- 
halb muss die Bundesregie- 
rung bei der Neugestaltung 
der Kompetenzen zwischen 
der Europäischen Union, 
den Nationalstaaten und den 
Regionen die Zukunft der 
Städte, Gemeinden und 
Kreise besonders beachten. 
Schröder und Fischer haben 
dazu keine klare Position be- 
zogen. 

Wir brauchen auch 
morgen starke Städte 

Deshalb hat die CDU/ 
CSU-Fraktion im Bundes- 
tag eine Große Anfrage an 
die Schröder-Regierung ge- 
richtet. Die Zukunft der 
kommunalen Dienstleistun- 
gen und die Zukunft einer 
aktiven Bürgergesellschaft 
in den Kommunen stehen 
auf dem Spiel. 

Wir brauchen auch in Zu- 
kunft starke Städte und Ge- 
meinden, die dafür sorgen, 
dass, was vor Ort erledigt 
werden kann, auch dort de- 
mokratisch und autonom er- 
ledigt wird. UI5 
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EUROPA 

CDU/CSU fordert Aufnahme der 
Grundrechte-Charta in das EU-Recht 

Der Deutsche Bundestag 
hat am 12. Oktober aus- 
führlich über den Entwurf 
einer EU-Grundrechte- 
charta debattiert. 

Unter dem Vorsitz des 
früheren Bundespräsidenten 
Roman Herzog hatte ein ge- 
wählter Konvent den 54 Arti- 
kel umfassenden Entwurf 
ausgearbeitet. Darin veran- 
kert wurde die Unantastbar- 
keit der Menschenwürde, die 
Berücksichtigung neuerer 
Entwicklungen im Bereich 
der Gentechnik sowie das Be- 
kenntnis zur Vielfalt der Kul- 
turen, Religionen und Spra- 
chen in Europa. 

Damit die Unionsbürger 
•hre Rechte gegenüber den 
Organen der Europäischen 
Union auch einklagen kön- 
nen , müssen die in der Charta 
aufgeführten Grundrechte 
rechtsverbindlich werden. 
Oeshalb fordert die CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion die 
Aufnahme der Charta in das 
EU-Recht. 

In der Präambel des 
Entwurfs der Charta 

heißt es: 

„Die Völker Europas ha- 
^n beschlossen, auf der 
Grundlage       gemeinsamer 

Werte eine friedliche Zu- 
kunft zu teilen, indem sie sich 
zu einer immer engeren 
Union verbinden. 

Ausgehend von ihrem 
kulturellen, humanistischen 
und religiösen Erbe gründet 
sich die Union auf die unteil- 
baren und universellen 
Grundsätze der Würde des 
Menschen, der Freiheit, der 
Gleichheit und der Solida- 
rität; sie beruht auf den 
Grundsätzen der Demokratie 
und der Rechtsstaatlichkeit. 
Sie stellt die Person in den 
Mittelpunkt ihres Handelns, 
indem sie die Unionsbürger- 
schaft begründet und einen 
Raum der Freiheit, der Si- 
cherheit und des Rechts ge- 
schaffen hat. 

Die Union trägt zur Ent- 
wicklung dieser gemeinsa- 
men Werte unter Achtung 
der Vielfalt der Kulturen und 
Traditionen der Völker Euro- 
pas sowie der nationalen 
Identität der Mitgliedstaaten 
und der Organisation ihrer 
staatlichen Gewalt auf natio- 
naler, regionaler und lokaler 
Ebene bei; sie ist bestrebt, 
eine ausgewogene Entwick- 
lung zu fördern und stellt den 
freien Personen-, Waren-, 
Dienstleistungs- und Kapi- 
talverkehr sowie die Nieder- 
lassungsfreiheit sicher. 

Mit der Annahme der 
Charta möchte die Union die 
Grundrechte sichtbarer ma- 
chen und dadurch ihren 
Schutz angesichts der Ent- 
wicklung der Gesellschaft, 
des sozialen Fortschritts und 
der wissenschaftlichen und 
technologischen Entwick- 
lungen verstärken. 

Diese Charta bekräftigt 
unter Achtung der Zuständig- 
keiten und Aufgaben der Ge- 
meinschaft,unter Achtung 
des Subsidiaritätsprinzips die 
Rechte, die sich aus den ge- 
meinsamen Verfassungstra- 
ditionen der Mitgliedstaaten, 
aus dem Vertrag über die Eu- 
ropäischen Union und aus den 
Gemeinschaftsverträgen, aus 
der Europäischen Konven- 
tion zum Schutz der Men- 
schenrechte und Grundfrei- 
heiten, aus den von der Ge- 
meinschaft und dem Europa- 
rat beschlossenen Sozialchar- 
tas sowie aus der Rechtspre- 
chung des Gerichtshofs der 
Europäischen Gemeinschaf- 
ten und des Europäischen Ge- 
richtshofs für Menschen- 
rechteergeben." 

Den Wortlaut des Entwurfs 

der Grundrechte-Charta 
schicken wir Ihnen auf 

Wunsch gerne zu 
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VERBRECHENSBEKäMPFUNG 

FRIEDRICH   MERZ: 

Der Polizei den Rücken stärken - 
Extremismus zurückdrängen! 

Der Vorsitzende der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion 
erklärte nach einem Ge- 
spräch mit dem Vorsitzen- 
den der Deutschen Polizei- 
gewerkschaft im Deut- 
schen Beamtenbund, Ger- 
hard Vogler, seine Bestür- 
zung angesichts des Mor- 
des an einem Polizisten bei 
Erlangen, dem nunmehr 
schon achten Polizisten- 
mord in Deutschland in 
diesem Jahr. 

Die CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion beobachtet mit 
Sorge eine Entwicklung, die 
von immer geringerer Ach- 
tung gegenüber den Polizi- 
sten und ihrer für die Sicher- 
heit aller Menschen so wich- 
tigen Arbeit getragen ist. 

Die Führungsspitze der 
Deutschen Polizeigewerk- 
schaft im Deutschen Beam- 
tenbund unterstützt die For- 
derung der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion, dass die 
Bundesregierung bei der Be- 
amtenbesoldung, beim Ver- 
sammlungsrecht und bei der 
Verbrechensbekämpfung 
dringend handeln muss: 
• CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion und DPolG sind in 
keiner Weise damit einver- 
standen, dass die Bundesre- 

gierung die Besoldung der 
Beamten und damit der Poli- 
zisten in sozial unverantwort- 
licher Weise von der Einkom- 
mensentwicklung des übri- 
gen öffentlichen Dienstes ab- 
koppelt. Statt der versproche- 
nen Anhebung um 0,6% im 
Jahr 2000 beabsichtigt die 
Bundesregierung, eine li- 
neare Nullrunde durchzuset- 
zen - und das angesichts einer 
Geldentwertung von derzeit 
2,5%. Bei den Lohnrunden 
2001 und 2002 wird die Bun- 
desregierung diese Lücke 
noch weiter vergrößern, denn 
die Lohnanhebung für die Be- 
amten soll erst Monate nach 
derjenigen für Angestellte 
und Arbeiter im öffentlichen 
Dienst erfolgen. 

Verantwortungsvoller 
Dienst für das 
Gemeinwohl 

Polizisten und Polizistin- 
nen leisten einen schweren 
und verantwortungsvollen 
Dienst für das Gemeinwohl. 
Es gibt überhaupt keinen 
Grund, ihnen auch noch Son- 
deropfer und de-facto-Ge- 
haltskürzungen aufzubürden. 
Die DPolG und die CDU/ 

CSU-Bundestagsfraktion 
fordern,das Tarifergebnis des 
öffentlichen Dienstes auf die 
Beamten ungeschmälert zu 
übertragen. Die Fraktion hat 
einen entsprechenden Ge- 
setzentwurf eingebracht. 
• Das Versammlungsrecht, 
wie es sich im Laufe der 
50jährigen Rechtsprechung 
entwickelt hat, bietet ge- 
schickten Gegnern unserer 
Demokratie zu viele Gele- 
genheiten, unter dem Deck- 
mantel der Versammlungs- 
freiheit Straftaten zu bege- 
hen,öffentliche Institutionen 

in ihrer Arbeit zu behindern 
und das Ansehen unseres 
Landes, seiner Bürger und 
Bewohner beleidigend und 
verfälschend herabzusetzen. 
Der Polizei sind in der Praxis 
häufig die Mittel genommen, 
unfriedliche Demonstratio- 
nen und Straftaten aus deren 
Mitte heraus rechtzeitig zu 
verhindern. 

Dies müssen wir alle ge- 
rade in den letzten Wochen 
und Monaten im Zusammen- 
hang mit Aufmärschen von 
rechtsextremistischen Grup- 
pierungen und Parteien fest- 
stellen. 

Die DPolG und die 
CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
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VERBRECHENSBEKäMPFUNG ' 

ERWIN   MARSCHEWSKI: 

Stärker für die Bekämpfung der 
Kreditkartenkriminalität engagieren 

Zum Anstieg der Fälle von 
Kriminalität mit Zah- 
lungskarten erklärte der 
innenpolitische Sprecher 
der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion: 

Die Wirtschaft ist gefor- 
dert, mehr zur Verhinderung 
des Missbrauchs von Kredit- 
karten zu tun. Der Anstieg 
der Fälle von Zahlungskar- 
tenkriminalität ist er- 
schreckend. Die Steige- 
rungsrate betrug 1999 40% 
und in diesem Jahr ist mit ei- 
ner weiteren Steigerung um 
60% auf rd. 50.000 Fälle zu 
rechnen. Die Schäden gehen 
in die Millionen. Bereits 
1998 beliefen sie sich auf 
über 41 Mio. DM. Geschä- 

digte sind letztlich alle Kar- 
ten-Nutzer. Sie müssen über 
die Jahresgebühr für die 
Schäden aufkommen. Dabei 
sind Gegenmaßnahmen 
ohne großen Aufwand mög- 
lich: • Versand der Karten 
so, dass Postwegverluste 
ausscheiden. • Karten müs- 
sen statt mit Magnetstreifen 
mit fälschungssicheren 
Chips ausgestattet werden. 
• Beim ec-Karten-Last- 
schriftverfahren muss die 
Identität des Karteninha- 
bers verlässlich geprüft 
werden. 

Der unionsgeführten 
Bundesregierung war es 
vor dem Hintergrund eines 
dramatischen Anstiegs der 

Zahl der Kfz-Diebstähle ge- 
lungen, die Autoindustrie zu 
freiwilligen Präventions- 
maßnahmen zu bewegen, 
dem Einbau der Wegfahr- 
sperre. Folge: Halbierung 
der Zahl der Kfz-Diebstähle 
seit 1993. Jetzt sind ange- 
sichts des Anstiegs bei der 
Zahlungskarten-Krimina- 
lität Kreditkartenemitten- 
ten, Banken und Wirtschaft 
gefordert, dort wirksamere 
Präventionsmaßnahmen zu 
ergreifen. Die bekannten 
Sicherheitstechniken müs- 
sen flächendeckend ange- 
wendet werden. Kein Unter- 
nehmer sollte abwarten, bis 
der Staat neue Sicherheits- 
vorschriften erlässt. 

llon fordern, im Versamm- 
lungsrecht die Möglichkeit 
für befriedete Bezirke zu 
Schaffen, um öffentliche Ein- 
richtungen und Örtlichkeiten 
v°n herausgehobener ge- 
samtstaatlicher, nationaler 
Und historischer Bedeutung 
besser schützen zu können. 

Versammlungsverbote müs- 
Sen als letztes Mittel möglich 
sein, wenn die Gefahr einer 
nachhaltigen Beschädigung 
erheblicher   Interessen   der 

Bundesrepublik Deutsch- 
land besteht. 
• Die Verbrechensbekämp- 
fung muss dringend moderni- 
siert und verbessert werden. 
Insbesondere die Organisierte 
Kriminalität (OK) nutzt im- 
mer geschickter die Schlupf- 
löcher, die ihnen die gesetzli- 
chen Regelungen bieten. 

Die Bundesregierung ist 
aufgefordert, endlich zu han- 
deln, die Ausnahmen bei der 
akustischen Wohnraumüber- 

wachung zu reduzieren, die 
optische Überwachung von 
OK-verstrickten Wohnungen 
zu ermöglichen und die Ko- 
operation des Verfassungs- 
schutzes mit der Polizei ins- 
besondere beim bundeswei- 
ten Daten- und Informations- 
austausch voranzubringen. 
Ein weiteres Zögern der Bun- 
despolitik bedeutet einen im- 
mer größeren Vorsprung für 
die OK bei der Verfestigung 
ihrer Strukturen. UD 
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ÖKOSTEUER 

Rückzug nach vorn 

D/V Koalition dementiert 
heftig, die „Ökosteuer" re- 
formieren zu wollen, aber 
heftige Dementis sind 
manchmal auch eine Bestäti- 
gung. Gerhard Schröders 
angedeutete Bereitschaft, 
die Ausgestaltung der Steuer 
zu überdenken („Über die 
Instrumente können wir re- 
den, wenn es bessere gibt - 
über das Prinzip nicht"), läu- 
tet den kontrollierten Rück- 
zug aus dem nationalen Al- 
leingang ein. Die Welt 

Konfus und 
unglaubwürdig 

Es ist nicht mehr zu über- 
sehen: Die Ökosteuer ent- 
wickelt sich allmählich zum 
Alptraum der rot-grünen 
Bundesregierung. Dass Ge- 
nossen und Grüne derart in 
die Defensive geraten sind, 
hat keineswegs nur mit den 
populistischen und partei- 
taktisch motivierten Kampa- 
gnen der Opposition zu tun. 

Die Probleme des Kanzlers 
mit der seit jeher ungeliebten 
Mineralöl-Abgabe sind mitt- 
lerweile auch selbst ge- 
macht. Wenn Gerhard 
Schröder einerseits das Öko- 
steuer-Konzept bis zum Jahr 
2003 als richtig verteidigt, 
andererseits für die Zeit da- 
nach nicht unerhebliche 
Korrekturen andeutet, dann 
ist ein solche Politik wenig 
überzeugend. Zumal andere 
dieselbe Erkenntnis schon 
früher zu Protokoll gegeben 
haben. Vor diesem konfusen 
Hintergrund kann die Koali- 
tion künftig noch so oft ihre 
Standfestigkeit beteuern. 
Nicht allzu viele werden ihr 
glauben. 

Süddeutsche Zeitung 

War da was? 

Bundeskanzler Gerhard 
Schröder ließ doch seit Wo- 
chen verbreiten,bei der Öko- 
steuer dürfe nicht gewackelt 
werden. Doch ausgerechnet 
er, der offiziell die Ökosteu- 
ererhöhung verteidigt, 
schießt sie inoffiziell sturm- 
reif. Mal drückt er sich so 
aus, dass er das Instrument 
nicht für ideal hält, und dann 

lässt er seinen Verkehrsmini- 
ster verkünden, dass nach 
2003 mit der Erhöhung der 
Ökosteuer Schluss sein soll. 
Zwei Dinge lehrt dieses Vor- 
gehen: Schröder demon- 
striert erneut, dass er das 
Heft des Handels in der Hand 
hält. Wenn er seine Macht ge- 
fährdet sieht, dann verab- 
schiedet er sich mit Brutalität 
von Positionen, die gestern 
noch als unverbrüchlich gal- 
ten. Zweitens zeigt die 
tatsächliche Nichteinbezie- 
hung der Grünen in dieser 
Absetzbewegung, was der 
Kanzler von seinem Koaliti- 
onspartner wirklich hält: 
nichts. Die Welt 

SPD   UND   PDS 

Gewöhnungsprozess 

Kennen lernen, austesten, 
nach vorn schauen: Es hört 
sich undramatisch an, wie 
die SPD-Spitze ihr Verhält- 
nis zur PDS umdefiniert. 
Aber das gerade ist das Neue • 
Kalkül statt Emotion: Was 
bewirkt werden soll, ist ein 
frühzeitiger öffentlicher Ge- 
wöhnungsprozess      daran. 

20 • UID 32/2000 



AUFGELESEN 

MPOTrtra 
Gründungslahr-to"" , *^    ^T   A 1      Ä--W 

dass es wahlweise neben rot- 
grün, große Koalition und 
sozial-liberal auch diese 
Machtoption gibt. 

Frankfurter Rundschau 

Schmusekurs 

So ändern sich die Zeiten. 
!995 hat der damalige SPD- 
Chef Rudolf Scharping sei- 
nem Genossen Harald Ring- 
storjf noch mit dem Partei- 
ausschluss gedroht, falls die- 
ser mit der PDS in Mecklen- 
burg-Vorpommern gemein- 
same Sache machen sollte, 
'^zwischen hat sich in 
Schwerin eine Koalition von 
SPD und PDS etabliert, 
^icht nur das. Kanzler 
Schröder holte die PDS bei 
der Steuerreform mit ins 
°oot. Und er macht auch kei- 
nen Hehl daraus, dass er sich 
Sem mit Bisky oder Gysi zum 
Abendessen imNobelrestau- 
rant trifft. Die SPD lässt sich 
aHfein gefährliches Spiel mit 
aen Schmuddelkindern ein. 
°enn der Schmusekurs 
«otnmt zur Unzeit. Mit Gre- 
gor Gysi geht die Galionsfi- 
Sur der PDS von Bord. Die 

ührungsspitze der Partei 
formiert sich neu. Die Mit- 

gliederbasis ist überaltert, 
viele Wähler sind verunsi- 
chert. In dieser Phase auf die 
PDS zuzugehen, wertet die 
SED-Nachfolgepartei un- 
nötig auf. 

Sächsische Zeitung 

Fracksausen 

Die SPD steht nach eige- 
nem Empfinden schlechter 
da, als die Öffentlichkeit an- 
nimmt. Das ist die einzig 
plausible Erklärung dafür, 
dass der Parteivorsitzende 
Schröder und sein General- 
sekretär die Gespräche mit 
der SED-Nachfolgepartei so 
sehr betreiben. Offenbar ist 
der Bundeskanzler weder mit 
den Grünen als Regierungs- 
partner zufrieden noch sich 
der Koalitionsbereitschaft 
der FDP im Jahre 2002 si- 
cher - sonst würde er doch in 
Ruhe abwarten, ob die Sozia- 
listen langsam zur demokra- 
tischen Reife gelangen. Wie 
stark muss das sozialdemo- 
kratische Fracksausen sein, 
wenn Müntefering sich mit 
einem „ganz nüchternen po- 
litischen Kalkül" rechtfer- 
tigt? 

Frankfurter Allgemeine 

BÖRSE 

Heisser Herbst 

Nach dem Ausverkauf bei 
Technologie-, Medien- und 
Telekommunikationstiteln 
fallen jetzt auch die Bankak- 
tien wie reife Kastanien. Bis 
vor wenigen Wochen galt die 
Kurskorrektur noch als über- 
fällige Reaktion auf die Über- 
treibungen des Frühjahrs. 
Doch nun übertreiben die 
Börsianer erneut - nur dies- 
mal in die andere Richtung. 
Weltweit werden Qualitätsti- 
tel auf den Markt geworfen, 
als würde morgen die Börse 
geschlossen. Zweistellige 
Kursstürze haben längst das 
Stadium der Korrektur ver- 
lassen und münden im Crash. 
Mit Vernunft geht es an der 
Börse seit einigen Tagen 
nicht mehr zu.Plötzlich lauert 
hinter jeder Bilanz die ver- 
meintliche Pleite. Yahoo etwa 
lieferte blendende Zahlen, 
doch die Börsianer stürzen 
sich nur auf eine isolierte Ne- 
gativinformation im Zahlen- 
werk. Überall kapitulieren 
die Kurse vor einer kollekti- 
ven Kopflosigkeit.   Die Welt 
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Gelber Seemannsrucksack 
für Sport und Sauna 
Bestell-Nr. 9662 
Preis je Exemplar: 34,00 DM 

Dusch/Sauna- 
Frotteehandtuch 
aus reiner Baumwolle/ 
Größe: 0,70 m x 1,40 m 
Bestell-Nr. 9458 
Preis je Exemplar: 19,90 DM 

MckttyteMtui^ 
CDU-Geschenkpapierrolle in blau 
Bestell-Nr. 0302 
CDU-Geschenkpapierrolle in rot 
Bestell-Nr. 0303 
(0,75 m x 10 m) 

Je Rolle 14,90 DM 
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Dieser Automatik-Stockschirm 
ist sehr formschön und 
praktisch im Tragen zugleich. 
Durch den gebogenen, silber- 
farbenen Aluminium-Griff 
liegt er gut in der Hand. Die 
dunkelblaue Stoffbespannung 
und die dezente Bedruckung 
des CDU Logos „Digits" 
verleihen dem Schirm einen 
eleganten Charakter. Das 
I-Tüpfelchen an diesem Schirm 
ist der „CDU"-Einleger am 
Ende des Griffes. 

k JBäj,                   JH 

Bestell-Nr.: 9658 
Preis je Exemplar: 15,- DM 

H ••^H|       |M 
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UD 
Union   Betriebs   ( 
Postfach   1190 
53348   Rheinbac 
PVSt,   Deutsche" 
Entgelt   bezahlt. 

169/       56       o° 
G   8457 

Kon. »rStiftun a    i • V. 
Postfach   12   60 

t   Augustin 

K/otfeblock mit 

Bestell-Nr. 9812 
Preis: 48-DM 
je 200 Exemplare 

BESTELL- 
ANSCHRIFT 

IS- Versandzentrum 
Postfach 1465 

59306 Ennigerloh 
Telefax 02524/911310 

e-mail: 
cdu-shop @ berte Ismann de 


